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5.14.2. BER – Das Management der Fertigstellung1   

Prof. Preuß wurde vom Land Berlin im April 2017 und auf Vorschlag von Bündnis 90/Die 
Grünen in den Aufsichtsrat berufen, um sich mit dem bei ihm gegebenen Erfahrungshintergrund 
in der Abwicklung von flughafenspezifischen Großprojekten in den Aufsichtsrat entsprechend 
einzubringen. Aus der verantwortlichen Wahrnehmung des Aufsichtsratsmandates galt es, aus 
einem kollektiven Organ heraus, die Geschäftsführung dahingehend zu beaufsichtigen, dass es 
dieser gelingt, das Projekt fertigzustellen und in Betrieb zu nehmen. Dabei obliegen dem Auf-
sichtsrat keine operativen Aufgaben, sondern ihm obliegt die Beratung und Kontrolle. Ange-
sichts der offenkundigen Schwierigkeiten des Unternehmens FBB galt es, sich auf das Projekt 
und insbesondere die inbetriebnahmerelevanten Maßnahmen in erster Priorität und Entschei-
dungsfindungen zu konzentrieren und erst in zweiter Linie die Interessenlagen und Befindlich-
keiten der internen und externen Stakeholder zu berücksichtigen. 

Die folgenden Ausführungen basieren auf eigenen Erfahrungen in der Fertigstellungsphase 
von April 2017 bis zum 31.10.2020. (Vgl. Untersuchungsbericht 2021) 

Das Projekt BER hat sich im Laufe der Projektgeschichte zum weltweit bekannten Projekt 
entwickelt. Im Ergebnis ertrug das Projekt teilweise abwegige Satire, Diskussionen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft über die Leistungsfähigkeit von Deutschland im Projektmanage-
ment von Großprojekten. Vorwürfe wegen fehlender Verantwortung von Entscheidungsträgern 
erzeugten weltweit eine negative Außenwirkung auf den Hochtechnologiestandort Deutsch-
land. 

Der BER hat nachhaltig Zweifel an der Fähigkeit der öffentlichen Hand, aber auch an re-
nommierten Firmen aufgezeigt, inwiefern diese Großprojekte qualifiziert initiieren, planen, 
ausführen und in Betrieb nehmen können. Diese Zweifel sind letztlich auch durch andere Groß-
projekte im Zeitraum 2012 – 2015 verstärkt worden. Die Projekte der Staatsoper in Berlin, 
Stuttgart 21 und Elbphilharmonie haben dieses noch nachhaltig unterstrichen. Die Ursachen in 
diesen Projekten sind völlig unterschiedlich und nicht zu vergleichen, wobei die Frage der Not-
wendigkeit ausreichender Kompetenz in der Steuerung von Großprojekten große Parallelen 
aufweist. 

Mit der Entscheidung im Dezember 1989, den Flughafen Schönefeld auszubauen, begann 
die Projektgeschichte und lieferte mit dem Planfeststellungsbeschluss im August 2004 die 
Grundlage für den Planungs- und Baubeginn im Jahre 2006. 

Die Projektentwicklung von 2006 bis zur Absage der Eröffnung im Mai 2012 war zweifellos 
die Phase mit den wesentlichen Fehlern, die zum Scheitern der Inbetriebnahme 2012 und die 
nachfolgende Phase der „Revitalisierung“ bis zur Aufnahme des Betriebes im Oktober 2021 
führte. Den Projektverantwortlichen war es nicht möglich, nach 2012 eine zuverlässige Ter-
minprognose zu geben. Vielmehr wurden vage Zeiträume angegeben, die ab 2015 jährlich bis 
2017 fortgeschrieben wurden. 

Im September 2012 wurde durch das Abgeordnetenhaus Berlin ein Untersuchungsausschuss 
eingesetzt, der im Juni 2016 seinen Abschlussbericht vorlegte. Befragt wurden über 70 Zeugen 
in Person von Aufsichtsräten, Geschäftsführern, Architekten, Technikern und Behördenvertre-
tern. 

Der Umfang des Untersuchungsberichtes mit ca. 1.500 Seiten enthält die Aussagen verschie-
denster Beteiligter. Die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses sind zweifellos keine 

 
1 Auszug aus Preuß (2022) Preuß, Norbert; Schöne, Lars Bernhard (Hrsg.): Real Estate und Facility Management (S. 466-483), 5. Aufl., Springer Vieweg. 
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fachlich und wissenschaftlich fundierten Analyseergebnisse, da die Mitglieder des Untersu-
chungsausschusses letztlich aus jeweils zwei oder drei politischen Vertretern aller Parteien be-
stellt werden. Die Aussagen der vielen Zeugen in einem formalen Verfahren mit Wortprotokol-
len ergeben jedoch in der Gesamtheit ein logisch nachvollziehbares Bild der Abläufe. 

Die Grundaussage des Untersuchungsberichtes ergab im Wesentlichen, dass einige wenige 
schwere Fehler im Projekt zur Katastrophe führten: 

 Umplanungen bis weit in die Bauphase hinein 
 Bauherrnfunktion zu schwach 
 Krisenmanagement unzureichend, insbesondere im Zeitraum 2010 - 2012 
 Mehrfache Strategiewechsel 
 Sprunghafte Personalpolitik 

Ein zweiter Untersuchungsausschuss BER analysierte den Projektzeitraum von 2012 - 2019. 
Dieser wurde im Juli 2020 veröffentlicht (vgl. Bericht Untersuchungsausschuss Abgeordneten-
haus von Berlin) und ist partiell ebenfalls Grundlage der nachfolgenden Ausführungen.  

5.14.2.1 Zusammensetzung und Arbeit des Aufsichtsrates  

An der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH ist Berlin mit 37 %, Brandenburg mit 37 % und 
der Bund mit 26 % beteiligt. Das Gremium setzt sich aus 10 Vertretern der Anteilseigner sowie 
10 Arbeitnehmervertretern zusammen. Der Aufsichtsrat hat im Rahmen der 14-jährigen Ent-
wicklungsgeschichte des Projektes eine wesentliche Rolle gespielt und auch die Frage aufge-
worfen, inwiefern die Besetzung und Zusammensetzung des Aufsichtsrates den Erfordernissen 
des Projektes hinreichend Rechnung getragen hat. Dies galt insbesondere vor dem Hintergrund 
der mehrfach gescheiterten Inbetriebnahme mit deren Ursachen und auch dem Zeitraum von 
2012 bis 2020 im Hinblick auf die personelle Entwicklung der Geschäftsführung. 

Besetzung des Aufsichtsrates 

Im Dezember 2014 übernahm der neue regierende Oberbürgermeister Müller den Aufsichts-
ratssitz seines Vorgängers Klaus Wowereit. Er wurde im Juli 2015 zum Aufsichtsratsvorsitzen-
den gewählt. Im Jahre 2016 war nach den Wahlen zum Abgeordnetenhaus Berlin und der Bil-
dung der neuen Rot Rot Grünen Koalition außerdem die Neubesetzung der Aufsichtsratssitze 
erforderlich, die zuvor durch die ehemalige Regierungspartei CDU besetzt worden waren (Vgl. 
Untersuchungsbericht 2021, S. 346 ff). Die Nachfolge der anderen Aufsichtsratsmitglieder tra-
ten im Februar 2017 kurzzeitig Senatoren des Landes Berlin an. Mit der Wahl des neuen Vor-
sitzenden der Geschäftsführung Herrn Prof. Dr. Lütke-Daldrup im März 2017 veränderte sich 
die Struktur des Aufsichtsrates wieder und im Zuge dessen wurde mit Herrn Prof. Preuß das 
erste Mal ein Aufsichtsrat mit bautechnischem Hintergrund sowie Expertise im Projektmanage-
ment eingesetzt.  

Die politische Diskussion in der Besetzung der Aufsichtsratsmandate war von der These 
bestimmt, dass die Politik in einem öffentlichen Unternehmen präsent sein muss und auch Ver-
antwortung übernehmen sollte, gerade in einer schwierigen Situation wie die des Flughafens 
Berlin Brandenburg. Bei anderen Regierungsparteien bestand die Auffassung, dass Experten 
mit Großprojekterfahrung im Aufsichtsrat notwendig sind (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 
353). Diese grundsätzliche Fragestellung ergab sich auch aus den Empfehlungen des Branden-
burgischen Rechnungshofes aus dem Jahr 2015 mit der Fragestellung, ob die Aufsichtsratssitze 
des Gesellschafters Land Berlin durch Vertreter aus der Politik oder durch Fachexperten aus 
dem Bauwesen zu besetzen seien. 
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Einführung von Baufachgesprächen 

Der Aufsichtsrat der FBB wird durch mehrere Gremien unterstützt und begleitet, die in Abb. 
5.103 dargestellt sind. In der Gesellschafterversammlung werden die Belange der Gesellschaf-
ter erörtert und im Hinblick auf die weitere Unternehmensentwicklung und den BER erörtert 
und entschieden. Im Finanz- und Prüfungsausschuss werden die finanzierungsrelevanten The-
menstellungen behandelt. Der Projektausschuss befasst sich mit den technischen und wirt-
schaftlichen Geschehnissen des Projektes. Beide Ausschüsse berichten über die Ergebnisse ih-
rer Sitzungen in den Aufsichtsratssitzungen. 

 

 
Abb. 5.103 Gremienstruktur 
 

Im Jahr 2017 initiierte Herr Prof. Preuß mit den Mitgliedern des Aufsichtsrates sogenannte 
Baufachgespräche, die der Vorbereitung und Ergänzung des Projektausschusses dienten (Vgl. 
Untersuchungsbericht 2021, S. 370). In die Baufachgesprächen waren neben interessierten Auf-
sichtsratsmitgliedern, die Geschäftsführung FBB sowie die verantwortlichen Teilprojektleiter 
integriert. Dies betraf insbesondere die verantwortlichen Zuständigkeiten für Türen, Entrau-
chung, Inbetriebnahme Gesamtprojekt, Terminplan/Terminkontrolle, Sprinkleranlage, Risiko-
management, Vertragsverhandlungen mit Firmen, Planmanagement, Organisationsmanage-
ment, Entscheidungs- und Änderungsmanagement. 

Die einzelnen Problembereiche wurden sehr intensiv im Detail erörtert, welches in einer 
formalen Projektausschusssitzung oder gar im Aufsichtsrat nicht in dieser Tiefe möglich gewe-
sen wäre. Insofern wurde dadurch ein Gesprächsformat praktiziert, welches die Möglichkeit 
schuf, dass die mittlere Managementebene des Flughafens in die Lage versetzt wurde, Einschät-
zungen und Informationen „direkt zu geben“ (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 372). 

Unterstützung Aufsichtsrat durch externes Controlling 

Die notwendige Einschaltung eines externen Controllings wurde bereits im ersten Untersu-
chungsausschuss (2012 - 2016) analysiert. Es wurde im Abschlussbericht festgestellt, dass der 
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Aufsichtsrat sich zunächst in Folge der gescheiterten Inbetriebnahme auf Empfehlung des Bun-
desrechnungshofes mit der Einführung einer externen Controllinginstanz beschäftigt habe. Er 
hätte dabei unterstützt werden sollen, sich ein eigenes Bild von der Lage des Bauprojektes zu 
machen. Das Vorhaben wurde allerdings mit dem Amtsantritt des neuen Geschäftsführers zu-
rückgestellt, um ggü. der neuen Geschäftsführung kein Misstrauen zum Ausdruck zu bringen 
(Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 379). 

Im Jahre 2014 kam es schließlich auf Wunsch der Gesellschafter erneut zu Untersuchungen 
durch externe Unternehmen in Bezug auf die Controlling-, Berichts- und Vergabeprozesse der 
Flughafengesellschaft. Der beauftragte Berater erhielt einen Auftrag über Steuerungs-, Über-
wachungs- und Berichtssysteme für einen kurzen Zeitraum (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, 
S. 381). 

Im Jahre 2018 wurde die Diskussion um ein externes Aufsichtsratscontrolling wieder geführt 
und anschließend auf eine Second opinion für den Bereich der Kabelgewerke reduziert. Aus 
Sicht des Herausgebers und auch aus seinem Eindruck und seiner Erfahrung als Aufsichtsrats-
mitglied hätte ein geeigneter Controllingansatz bereits 2012 in die Projektabwicklung integriert 
werden müssen. Ein entsprechendes Leistungsbild ist in Kap. 5.12 dargestellt. Die jeweils er-
forderlichen Leistungen dieses Controllings müssen spezifisch auf die jeweilige Projektsitua-
tion zugeschnitten werden. Die Notwendigkeit dazu ergibt sich aus der Tatsache, dass ein Pro-
jekt mit der Komplexität des BER zum Zeitpunkt des Scheiterns der Inbetriebnahme 2012 ex-
ternen Sachverstand benötigt hätte. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass sich die 
Geschäftsführung im Zeitraum ab 2012 über die tatsächlich notwendig werdenden strategischen 
Themenstellungen in der weiteren Projektabwicklung unsicher war. Dies gilt einerseits für die 
Entscheidung, den Generalplaner zu kündigen und andererseits für die Fertigstellung der nur 
im Ansatz durchgeführten Bestandsaufnahme im Projekt bzgl. der vielfältigen Planungs- und 
Baumängel. 

5.14.2.2 Ursachenanalyse des Scheiterns   

Mit der Inbetriebnahme des Flughafens BER am 31.10.2020 hat das größte Infrastrukturprojekt 
Ostdeutschlands seinen lang ersehnten Abschluss gefunden. Das der Flughafen inmitten einer 
Pandemie an den Start gegangen ist, entbehrt nicht einer gewissen Tragik. Der beispiellose 
Rückgang der Passagierzahlen und der damit verbundene massive Erlösausfall wird die Flug-
hafengesellschaft und deren Gesellschaft auf Jahre beschäftigen. Im Untersuchungsausschuss 
wurde auf Grund der Vielzahl der vernommenen Projektbeteiligten, der Geschäftsführung und 
des Aufsichtsrates eine zusammenfassende Bewertung vorgenommen, die nachfolgend berück-
sichtigt wird (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 453 ff). 

Die Entwicklungen des Projektes ab dem Zeitpunkt 2012 wurden im Wesentlichen durch 
Fehlentwicklungen in der vorhergehenden Projektphase ausgelöst. Bei dem Projekt gab es von 
Anfang an erhebliche Anforderungen an die gebäudetechnischen Systeme im Zuge der Umset-
zung des Brandschutzkonzeptes. Diese Komplexität in der Steuerung ist durch die sehr klein-
teilige Vergabestrategie und die damit einhergehende Koordination von Schnittstellen stetig 
gewachsen. Hinzu kam eine Vielzahl an Nutzungs- und Funktionsänderungen, die oftmals pa-
rallel zur planerischen und baulichen Umsetzung getätigt wurden. In der Konsequenz ist nicht 
nur das Terminal an sich in der Fläche größer, sondern auch die Erweiterung der technischen 
Systeme notwendig geworden. Die ständigen Umplanungen und die nicht mehr durchgängige 
Planung und Ausführung führten zu einer fehlenden Übersicht des Bauprojektes und letztend-
lich der Absage der Inbetriebnahme im Mai 2012. In der Abb. 5.106 sind die durchgeführten 
Änderungen im Projektablauf im Terminal 1 auf der Zeitachse dargestellt. Demnach hat sich 
die Fläche des Terminals von 2005 bis 2012 um 75 % vergrößert. Die Flächenergänzung ergab 
sich aus der Steigerung des Passagieraufkommens und in konkreten Verbesserungen der 
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Gebäudefunktionalität und weiteren flughafenspezifischen Notwendigkeiten. Die wesentlichen 
Ergänzungen durch Pier-Module im Süden und Norden sowie Erweiterungen im Retail sowie 
2010 der Umbau der Terminalhalle mit Erweiterungsnotwendigkeiten der Entrauchungsanlage 
und Neubau eines Pavillons lösten Umplanungserfordernisse aus, die eine Inbetriebnahme zu-
nächst 2011 sowie anschließend 2012 angesichts der Größenordnung der Änderungen als un-
realistisch erscheinen lässt.  

Die in der Abb. 5.104 dargestellten Kosten in Höhe von 5,9 Mrd. € beinhalten einen erheb-
lichen Kostenanteil für die acht Jahre verspätete Inbetriebnahme im Jahre 2020. Dieser Um-
stand ergibt sich letztlich aus der gigantischen Projektorganisation mit der Vielzahl der Betei-
ligten, die acht Jahre länger vorgehalten und schließlich bezahlt werden mussten. Des Weiteren 
ergaben sich erhebliche Kosten durch die Nachbesserung von Planungen auf Grund der man-
gelhaften Koordination in der Projektphase zwischen 2010 bis 2012.  

 

 
Abb. 5.104 Veränderungen im Projektumfang/Projektziel (Vgl. Lütke Daldrup 2020) 

Die Änderungen hatten in der Folge erhebliche Auswirkungen auf die technische Gebäudeaus-
rüstung. In der Abb. 5.105 sind die Folgen im Hinblick auf die nachträglichen Erweiterungen 
auf die TGA dargestellt. Die Anforderungen an die TGA waren von Beginn an sehr hoch. Durch 
die nachträglichen Erweiterungen entstanden damit Aufwands- und Komplexitätstreiber, die 
große Auswirkungen auf die ohnehin nicht ausreichend durchdachten und abgestimmten Pla-
nungen hatten. 
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Abb. 5.105 Auswirkungen der Veränderungen des Projektumfanges auf die TGA (Vgl. Lütke Daldrup 2020) 

Das Projekt wurde verantwortlich von einem Generalplaner geplant, dem damit auch die 
inhaltliche Koordination seiner fachlich beteiligten Planer oblag. Mit dieser Aufgabe war er vor 
dem Hintergrund der terminlichen Engpässe zweifellos überfordert. Erschwerend kommt bei 
dieser Planereinsatzform hinzu, dass die Koordination in der internen Organisation durch den 
Generalplaner für den Bauherrn und die Projektsteuerung nicht transparent war. Der Aufsichts-
rat entschied deshalb im Jahre 2012 die Kündigung des Generalplaners. Damit stand dieser 
Beteiligte mit seinem Planungs-know-how nicht mehr zur Verfügung. 

Im Ergebnis des Untersuchungsausschusses wurde dies als grundlegender Fehler und Ursa-
che einer im späteren Verlauf äußerst instabilen Projektsituation festgestellt. Die Leistung des 
Generalplaners in der Projektphase bis 2012 war in diesen Punkten sicher unzureichend. Unab-
hängig davon hätte der Flughafen diesen Ausfall natürlich durch die Einschaltung von anderen 
Projektbeteiligten kompensieren müssen. Dies ist zweifellos misslungen. 

Somit lag eine voll umfänglich und integrierte genehmigungsfähige Planung und Ausfüh-
rung für das Terminal nicht vor. Der Flughafen war nach Kündigung des Generalplaners 
zwangsläufig zum Gesamtkoordinator für alle übergreifenden Planungs- und Bauüberwa-
chungsthemen geworden. Durch die Bindung einzelner Planungsbüros und ehemaliger Subun-
ternehmer ist zwar versucht worden, den Know-how-Verlust teilweise zu kompensieren, nur 
war die Flughafengesellschaft organisatorisch nicht in der Lage, diese Planer- und Bauüberwa-
chungstätigkeiten adäquat zu ersetzen, noch die Vielzahl an Schnittstellen zu koordinieren. 

Aus dieser Situation heraus ist nicht nachvollziehbar, dass die seinerzeit begonnene Be-
standsaufnahme in 2012 nicht konsequent zu Ende geführt worden ist, da sich diese auch noch 
im Zeitraum zwischen 2018 und 2019 als außerordentlich negativ ausgewirkt hat.  

Die strukturellen Defizite des Projektes, gerade im Planungs- und Bauablauf, konnten in der 
Folgezeit auch nicht vollständig abgestellt werden. Gewerke sind weiterhin nebeneinander statt 
miteinander geplant worden. Auf Grund der fehlenden Übersicht des tatsächlichen 
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Bautenstands und der sich daraus immer wieder neu ergebenen Problemlagen kam es zu stän-
digen Planänderungen, die wiederum bauliche Veränderungen nach sich zogen. Eine über den 
gesamten Zeitraum erfolgte „baubegleitende“ Planung war die Folge, in deren Rahmen die Fir-
men auf Basis unterschiedlicher Planungsstände ihre Anlagen gebaut und immer wieder an die 
sich verändernden Rahmenbedingungen anpassen mussten. Unter diesen Voraussetzungen be-
fand sich das Projekt in einem permanent „gestörten“ Bauablauf, der nicht aufgelöst werden 
konnte. Das mit der zentralen Entrauchungsanlage ein fundamentaler Teil der technischen An-
lagen weder funktions-  noch genehmigungsfähig war, erschwerte die Situation zusätzlich, zu-
mal die Flughafengesellschaft erst 2014 zu dem Ergebnis gekommen war, dass es sich bei der 
ursprünglichen Konzeption um einen Planungsfehler handelte (Vgl. Untersuchungsbericht 
2021, S. 454). Daraufhin musste die gesamte Konzeption der Entrauchung grundlegend über-
arbeitet, neu geplant und simuliert werden, was wiederum planerische und bauliche Verände-
rungen bzw. Anpassungen in allen anderen Gewerken der technischen Infrastruktur zur Folge 
hatte. 

Insofern war die Vorstellung eines Terminbandes, an dessen Ende ein Eröffnungstermin im 
Herbst 2017 sein sollte, von Anfang an zum Scheitern verurteilt, da es weder eine valide Pla-
nungsgrundlage, noch ein klar umrissenes Rest-Bausoll gab. Stattdessen verknüpfte man eine 
Inbetriebnahme mit der rechtzeitigen Genehmigung der neukonzipierten Entrauchungsanlage, 
unterschätzte dabei jedoch den sehr aufwändigen und kleinteiligen Genehmigungsprozess. Die 
Neukonzeptionierung hatte neben baulichen Veränderungen die Konsequenz, dass bestimmte 
Standardlösungen in der baulichen Umsetzung nicht mehr möglich waren, was eine Vielzahl 
von Sonderlösungen, ingenieurtechnischen Nachweisen und Zulassungen im Einzelfall nötig 
machte. Das erforderte allerdings umfangreiche Dokumentationen, die den Genehmigungspro-
zess zusätzlich in die Länge gezogen haben und ursprünglich avisierte Termine zur Erreichung 
der Genehmigung unmöglich machten. Aus welchem Grund man konsequenterweise nicht frü-
her vom Eröffnungstermin Abstand genommen hat, sondern die Absage bis in den Januar 2017 
hinauszögerte, blieb auch im Untersuchungsverfahren unklar. 

5.14.2.3 Problembereiche des BER  

Ausgelöst durch die bereits dargestellten Ursachen der Projektstörungen ergaben sich eine Viel-
zahl an Auswirkungen auf die Projektorganisation und die Aufgaben der beteiligten Planer, 
Objektüberwacher, Projektsteuerer und den Flughafen selbst in seiner Bauherrnfunktion. 

Die Kündigung des Generalplaners führte dazu, dass die Überarbeitung der defizitären Pla-
nung durch eine Vielzahl einzelner Planungsbüros bewerkstelligt werden musste. Allerdings ist 
die Koordination in diesem Bereich nur unzureichend erfolgt, mit der Konsequenz, dass vor 
allem die Schnittstellen zwischen den einzelnen Gewerken in der Planung häufig nicht berück-
sichtigt worden sind (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 181). So ist teilweise auch erst durch 
den übergeordneten Sachverständigen festgestellt worden, dass die für eine bestimmte Wer-
kleistung notwendigen Vorleistungen nicht erbracht wurden. Gleichzeitig wurden die Pla-
nungsleistungen parallel zur Bauausführung baubegleitend erbracht, dies führte zu Verzöge-
rungen, da immer wieder Planungs- und Bauzustand abgeglichen und Reparaturplanungen an-
gefertigt werden mussten. 

Die Aufgaben der Projektsteuerung veränderten sich nach 2012 durch Entscheidung der 
neuen Geschäftsführung. Eine Unternehmensberatung übernahm insbesondere die Erstellung 
des Rahmenterminplanes, was aus Sicht des Herausgebers nicht sinnvoll war. Auch im Hinblick 
auf die Objektüberwachung machte die Kündigung des Generalplaners auch die neue Vergabe 
der erforderlichen Aufgaben erforderlich. Aus diesem Grunde wurden Mitarbeiter des General-
planers direkt von der Flughafengesellschaft beauftragt, bevor die Objektüberwachung in meh-
reren Losen für verschiedene Anlagen gebündelt neu vergeben wurde (Vgl. 
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Untersuchungsbericht 2021, S. 181). Prüfer des TÜV nahmen im Auftrag der Flughafengesell-
schaft die Aufgabe des übergeordneten Sachverständigen wahr. Aus dieser Gesamtsituation 
heraus und auch deutlichen Mängeln in der Funktion der Objektüberwachung ergab sich eine 
schwierige Situation für den Flughafen, die Bauherrnaufgaben effizient und zielorientiert zu 
führen.  

Änderungsmanagement 

Wie dargestellt wurden im Projektverlauf zwischen 2008 und 2009 eine ganze Reihe an Ände-
rungen bauherrnseitig veranlasst. Gerade bei der Entwicklung von Flughafenprojekten entsteht 
die Notwendigkeit, ggf. auch wegen der Steigerung von Passagierabfertigungszahlen Anpas-
sungen der Planung vorzunehmen. Wenn man dieses entscheidet, müssen allerdings auch ana-
log die durch die Änderungen ergebenen Prozesse angepasst und auch im Terminplan berück-
sichtigt werden. Dies ergibt sich insbesondere in dem vorliegenden Falle, wenn die Änderungen 
zu größeren Umplanungen führen, die möglicherweise parallel zum Bau und damit beauftragten 
Firmen durchgeführt werden. Dies wurde nicht in erforderlichem Umfang durchgeführt und 
führte in der Konsequenz zu den Problemen. 

Terminmanagement 

Im Dezember 2014 hatte sich die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat der FBB auf einen 
Rahmenterminplan für die Fertigstellung und Inbetriebnahme des BER mit der Eröffnung im 
zweiten Halbjahr 2017 verständigt. Dieses Terminziel musste im Januar 2017 auf Grund ein-
getretener Terminrisiken aufgegeben werden. Der ergänzend zur Projektsteuerung eingeschal-
tete Unternehmensberater hatte Mitte 2016 eine unabhängige Risiko- und Wahrscheinlichkeits-
analyse durchgeführt und im September 2016 präsentiert. Insofern hätte zu diesem Zeitpunkt 
bereits Klarheit darin bestehen können, dass eine Inbetriebnahme im Jahre 2017 ausscheidet. 

Der im Jahre 2017 gültige Rahmenterminplan war zu diesem Zeitpunkt völlig überholt. Im 
Verlaufe der Jahre 2017 und 2018 zeigte sich ganz deutlich, dass die noch im Projekt befindli-
chen Mängel in planerischen und baulichen Einzelheiten bei der Terminierung nicht ausrei-
chend berücksichtigt waren. 

Entrauchungsanlage 

Bei der Entrauchungsanlage handelt es sich um einen Verbund technischer Anlagen, durch die 
die Rauchentwicklung im Gebäude ermittelt und entsprechende Maßnahmen zur Entrauchung 
mittels der erforderlichen Hardware, beispielsweise Entrauchungskanälen und Lüftungsklap-
pen umgesetzt werden. Bereits im Vorfeld der gescheiterten Eröffnung im Jahre 2012 kam es 
zu Schwierigkeiten bei der Errichtung in deren Folge der Anlagenverbund umkonzipiert wurde. 
Insbesondere kam es dabei zu einer Aufteilung der Anlage in neun Teile und zu der Entschei-
dung, diese nicht mehr unmittelbar durch die Brandmeldeanlage zu steuern, sondern mittels 
einer übergeordneten Steuerung. Die entsprechenden Änderungen des Brandschutzkonzeptes 
bedurften der erneuten Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde, die erst Anfang 2017 erteilt 
wurde (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 179). Durch die neue Konzeption der Entrau-
chungsanlage kam es zu massiven Änderungen auch in anderen Anlagenteilen. So sind ganze 
Entrauchungskanäle neu verlegt und die bereits 2015 sanierten Deckenzwischenräume neu ge-
staltet worden. Dies führte wiederum zu einem erhöhten Bedarf an Sprinkleranlagen und Brand-
meldern. Eine erhöhte Anzahl an Sprinklern hatte auch Auswirkungen auf die ursprüngliche 
Dimensionierung der zuzuführenden Wasserleitung, die nicht mehr ausreichte und ausgetauscht 
werden musste. Hierfür mussten auch später Kabeltrassen rückgebaut werden, um die Wasser-
leitung überhaupt zu erreichen und die später wieder errichtet werden mussten. 
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Abnahmefähigkeit Sprinkleranlage 

Im Zuge diverser Anpassungen der TGA im Terminal seit 2012 und der nicht mängelfreien 
Ausführung in Verbindung mit einer nicht vollständigen Planung, war die Sprinklerung der 
betroffenen Bereiche in den vergangenen Jahren wesentlich verdichtet und erweitert worden. 
Die Errichterfirma hatte bislang keinen ausreichenden Nachweis der Funktions- und Abnahme-
fähigkeit der Sprinkleranlage in Form von hydraulischen Berechnungen vorgelegt. Deshalb 
wurden die hydraulischen Berechnungen von einem externen Planer erbracht. Dadurch entstan-
den ergänzende Terminrisiken durch die zeitintensive Ausführung der hydraulichen Berech-
nung. Daraus wiederum resultierten Veränderungen des Planungs- und Bausolls für die ausfüh-
rende Firma und die baurechtlich notwendige Anerkennung der Berechnung durch die Er-
richterfirma. 

Gebäudeautomation 

Der genaue Umfang der noch offenen Programmierungsleistungen in der MSR-Technik für die 
Lüftungs-, Heizungs- und Kälteanlagen war derzeit nicht für alle Anlagen final geklärt, daher 
konnte eine abschließende Terminierung der Leistungen nicht vorgenommen werden. Des Wei-
teren erhielt die Errichterfirma die notwendigen Grundlagen (Werk- und Montageplanung so-
wie diverse Anlagencodes) verspätet, sodass die Ausführung der Leistungen behindert war. 

Abnahmefähigkeit Sicherheitsstromversorgung 

Die Nachweisführung zur Abnahme der Anlage war noch nicht abgeschlossen, es fehlten 
Gleichzeitgkeits-/Last-/Kurzschlussberechnungen, sodass sich nach deren Abschluss ggf. ein 
neues Planungs- und Bau-Soll ergeben konnte. Die bauliche Ausführung der Verkabelung war 
zum Teil nicht abnahmefähig (z.B. auf Grund nicht normengerechter Kabelführung, fehlender 
Verwendungsnachweise verwendeter Trassen und Kabel sowie deren Aufhängungen, nicht 
normgerechten Biegeradien sowie fehlendem Trümmerschutz). Die Abarbeitung der bereits 
festgestellten Mängel war planerisch und baulich komplex und führte zu Verzögerungen, z.B. 
durch teilweise Ertüchtigungen von Kabeltrassen wegen fehlendem Trümmerschutz und zu-
sätzlichen Installationen von Sprinklern an Trassen. Des Weiteren zeigte sich, dass unzulässi-
gerweise verschieden Kabeltypologien vorschriftswidrig auf gemeinsamen Kabeltrassen ver-
legt worden, was zwischenzeitlich durch eine veränderte Normengebung nicht mehr zulässig 
war. Die kontinuierlich durchgeführten Prüfungen des übergeordneten Sachverständigen 
(TÜV) führten darüber hinaus zu immer weiteren Erkenntnissen und Mängeln mit den bekann-
ten Folgen. 

Stand der Technik 

Verbaute Komponenten und Anlagen der Systeme im Terminal entsprachen teilweise nicht 
mehr dem Stand der Technik und mussten getauscht oder erweitert werden, um die Funktions-
fähigkeit sicher zu stellen. So waren Flight Information Display Systemmonitore veraltet und 
wurden nicht mehr hergestellt, es ergaben sich Änderungen in der Firmensoftware, sodass sich 
verbaute Speicher als zu klein erwiesen. Teilweise fehlte die Umstellung auf neue Windows-
Systeme. 

Inbetriebnahmen der Brandmeldeanlagen 

Die Meldegruppenplanung der Brandmeldeanlage im Terminal konnte aus Sicht der ausführen-
den Firmen auf Grund fehlender Ausführungsplanung (Transparenz zu benötigter Anzahl von 
Brandmeldern) nicht abgeschlossen werden, dadurch war der Start der Inbetriebnahme verzö-
gert. Die Dauern für die Durchführung der notwendigen Sachverständigenabnahmen war deut-
lich höher als ursprünglich angenommen. Kapazitätsengpässe der Prüfsachverständigen ließen 
partiell keine Parallelisierung der Abnahmen in den verschiedenen Brandmeldezentralen. 
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Inbetriebnahme Türen 

Finale Mängel und Störungsbehebungen bei der Inbetriebsetzung der Türen war sehr zeit- und 
ressourcenaufwendig, dadurch ergaben sich Verzögerungen im Terminplan. Planerische Klä-
rungspunkte verhinderten die Übergabe der notwendigen Daten und Grundrisse für die Durch-
führung der Funktions- und Integrationstests, dadurch ergaben sich Veränderungen im Termin-
plan. Die Fluchttürsteuerung konnte auf Grund der vorgegebenen Architektur und der notwen-
digen Funktionen nicht normkonform verbaut werden (Kompetenzstreit der Sachverständigen). 
Es mussten zusätzliche Zulassungs- und Konfirmitätserklärungen eingeholt werden. 

FBB und Deutsche Bahn strebten die Eröffnung des BER mit einem Betriebskonzept gemäß 
Planfeststellungsbeschluss an. Hierfür musste gemäß Forderungen der Genehmigungsbehörden 
der Brandschutz an der Schnittstelle FGT/Bahnhof nochmals angepasst werden. Durch Instal-
lation mobiler Rauchschürzen am Übergang Terminal/Bahnhof. 

Die vorstehende Liste von Problembereichen könnte noch deutlich fortgeführt werden. 
Letztlich ergaben sich diese aus den bereits Ursachen und mussten im Zeitraum der Fertigstel-
lung von 2018-2020 berücksichtigt werden. 

5.14.2.4 Lösungsansätze der Fertigstellung 

Die in Ziff. 5.14.2.3 erfassten Problembereiche wurden ab Mitte 2017 identifiziert. Aus dieser 
Erkenntnis heraus ergaben sich eine ganze Reihe an Lösungsansätzen, die in der Folgezeit um-
gesetzt wurden. 

Baufachgespräche 

Die kontinuierliche Führung der sogenannten Baugespräche, die den fachlichen Austausch zwi-
schen Aufsichtsratsmitgliedern und Mitarbeitern der Flughafengesellschaft über die Probleme 
auf der Baustelle dienten, führten zur Verbesserung der Kommunikation in den Gremien und 
deren Schnittstellen zu den Projektausschüssen sowie dem Aufsichtsrat selber. Insofern wurde 
das Verhältnis innerhalb des Aufsichtsrates und zur Geschäftsführung zuletzt als überwiegend 
kooperativ beschrieben (vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 389). 

Der Untersuchungsausschuss kam in der Beweisaufnahme durch Einvernahme verschie-
denster Beteiligter zur Erkenntnis, dass das Risikomanagement in der Vergangenheit des Pro-
jektes unterentwickelt war (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 418 ff). Ein Risikomanagement 
im Hinblick auf die spezifischen technischen Problembereiche des Projektes entwickelte sich 
ab 2017 in die richtige Richtung. Durch die bereits beschriebene Unvollständigkeit der Pla-
nungsgrundlagen und die Interaktivität zwischen den einzelnen Planungsbereichen veränderte 
sich die Priorität der Risiken im Projektverlauf ständig. Im Jahre 2017 war insbesondere die 
Abnahmefähigkeit der Sprinkleranlage das bestimmende Thema der Verantwortlichen. In der 
weiteren Projektabwicklung stellten sich die mangelhafte Verkabelung, die Unvollständigkeit 
der Planung und insbesondere die Prüfdauern der übergeordneten Sachverständigen als wesent-
liche Hürden dar. Diese Zusammenhänge wurden im Projektfortschritt ab 2017 bis 2018 deut-
lich verbessert und insbesondere in einer Priorisierung der Mängel zur Beseitigung umgesetzt.  

Verträge mit Planungs- und Ausführungsbeteiligten  

Die Steuerung sämtlicher Auftragnehmer im Zusammenhang mit der Realisierung des Baupro-
jektes erfolgte unter Leitung des Flughafens in Zusammenarbeit mit der Projektsteuerung, der 
Objektüberwachung und den jeweiligen Fachverantwortlichen auf Bauherrnseite (Vgl. Unter-
suchungsbericht 2021, S. 179f.). Eine Ursache für den Anstieg der Nachtragsforderungen war 
die enorme Ausweitung des Auftragsvolumens. Es ergab sich auch durch die bereits erläuterten 
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Auswirkungen der nachträglichen Erweiterungen auf die technische Ausrüstung (Vgl. Abb. 
5.105). In engem Zusammenhang mit den Nachtragsforderungen standen die Anordnungen von 
Leistungen, mit der die bauausführenden Unternehmen zu einzelnen vertraglich nicht geschul-
deten Leistungen veranlasst wurden, die dann durch Nachtragsforderungen abgegolten werden 
sollten. Die Vereinbarungen mit den ausführenden Firmen war insbesondere deshalb erschwert, 
weil die ursprünglichen Werkverträge mit der gescheiterten Inbetriebnahme 2012 nicht mehr 
verbindlich waren. In diesem Zusammenhang wurden eine ganze Reihe von unterschiedlichsten 
Ergänzungsvereinbarungen mit ausführenden Firmen notwendig, die immer wieder berücksich-
tigen, dass sich durch die bereits beschriebenen Umstände die Termine ständig verschoben. 

Projektsteuerung/Objektüberwachung 

Der administrative Anteil der Aufgaben für die Objektüberwachung sowie auch für die Projekt-
steuerung war durch die bereits beschriebenen Abläufe deutlich gestiegen. Dies betraf neben 
der Bewältigung der Schnittstellen auch den Aufwand zur Bearbeitung von Nachtragsforderun-
gen. Dies ergab auch ein völliges Missverhältnis zwischen der Anzahl der Überwachenden zu 
den tatsächlich vor Ort noch ausführenden Beteiligten. Des Weiteren gab es nachhaltig berech-
tigte Kritik an Teilen der Objektüberwachung. Die in diesem Zusammenhang eingeleiteten 
Maßnahmen des Flughafens führten partiell zur Reduzierung der Beteiligten in den Bereichen 
der Objektüberwachung. Die Wahrnehmung der Bauherrnfunktion der FBB war nicht effizient 
und wirkungsvoll genug. Ab 2017 wurde die Leitungsfunktion der FBB im Hinblick auf die 
Prioritäten des Projektes personell angepasst und verbessert (Vgl. Untersuchungsbericht 2021, 
S. 455). 

Berichtswesen 

Die Grundlage der Aufsichtsratssitzungen bestanden aus der schriftlichen Aufbereitung einzel-
ner Tagesordnungspunkte sowie dem ergänzenden Vortrag der Geschäftsführung. Die Bericht-
erstattung im Aufsichtsrat erfolgte in den Jahren bis 2017 in sehr großer Detaildichte, sodass 
die wesentlichen Sachverhalte in den Hintergrund gedrängt und der Blick auf das große Ganze 
verstellt wurde. Dies ergab sich besonders im Hinblick auf die Berichterstattung über den Ter-
minstatus, da die Grundlagen des Terminplanes z.B. im Zeitraum 2017 unrealistisch waren. In 
diesem Zusammenhang gab es eine ganze Reihe an Unwägbarkeiten, die sich aber 2017 unter 
der Führung der neuen Geschäftsführung in die richtige Richtung entwickelt haben (Vgl. Un-
tersuchungsbericht 2021, S. 368).  

5.14.2.5 Rahmenterminierung der Fertigstellung (31.10.2020)  

Seit der Verschiebung des Eröffnungstermines im Mai 2012 wurden offizielle Eröffnungster-
mine insgesamt drei weitere Male verschoben. Nämlich im Oktober 2012, im Frühjahr 2013 
sowie im Januar 2017. Die Verschiebung des Eröffnungstermines im Juni 2012 wurde bereits 
im ersten Untersuchungsausschuss behandelt. Der Ausschuss kam dabei zum Ergebnis, dass 
die rechtzeitige Fertigstellung an den durch laufende Umplanungen bedingten Planungsdefizi-
ten gescheitert sei. Die Absage des Eröffnungstermines führte zu einer Situation, in der die 
Fortsetzung des Betriebes der Flughäfen Berlin-Tegel und Berlin-Schönefeld innerhalb kürzes-
ter Zeit organisiert werden musste, weil an den Bestandsflughäfen zu diesem Zeitpunkt bereits 
die Einstellung des Flugverkehrs in Folge der vorgesehenen Inbetriebnahme des BER vorbe-
reitet worden war. Die schnelle Ankündigung neuer Eröffnungstermine auf Druck des Auf-
sichtsrates ohne abschließende Analyse des Zustandes der Baustelle führte dazu, dass die Er-
öffnungstermine im Herbst 2012 und Frühjahr 2013 erneut abgesagt werden mussten, weil an-
schließend die Geschäftsführung eine grundlegende Bestandsaufnahme des real gebauten Zu-
standes für erforderlich gehalten hatte. Durch den Wechsel der Geschäftsführung wurde im 
Dezember 2014 ein neuerlicher Eröffnungstermin im zweiten Halbjahr 2017 angekündigt. Hin-
sichtlich zugrunde liegender Planungen bestand seinerzeit unter den Projektbeteiligten eine 
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offenbar stark divergierende Auffassung über deren Realsierbarkeit, während gleichzeitig ein 
hoher politischer Druck herrschte, den vermeintlich fast fertiggestellten Flughafen zu eröffnen 
(Vgl. Untersuchungsbericht 2021, S. 215). Bereits im Jahr 2015 kam es erneut zu Verzögerun-
gen in Zusammenhang mit der Fertigstellung in der Planung und Genehmigung der Entrau-
chungsanlage. Sowohl dem Aufsichtsrat als auch der Geschäftsführung wäre dabei bekannt ge-
wesen, dass diese Verzögerung den Eröffnungstermin gefährdeten. Als sich auf Grundlage 
zweier externer Gutachten die Erkenntnis manifestierte, dass sich der Eröffnungstermin mit 
großer Wahrscheinlichkeit nicht erreichen lasse und weitere Schwierigkeiten auf der Baustelle 
auftauchten, kam es im Januar 2017 zur Absage des Eröffnungstermins mit der Folge der Tren-
nung vom Geschäftsführer. 

Angesichts dieser Abläufe wurde es zwingend notwendig, einen Rahmenterminplan mit re-
alistischen Grundlagen noch bis Ende 2017 zu verabschieden. Unter Berücksichtigung der sei-
nerzeitigen Erkenntnislage über die Problembereiche und die notwendigen Lösungsansätze 
(Vgl. Ziff. 5.14.2.3/4) wurden die möglichen bzw. wahrscheinlichen Inbetriebnahmetermine 
eingegrenzt. Basis dieser Eingrenzung waren eine Bestandsaufnahme in den bereits hinreichend 
dargestellten Risiken der technischen Anlagen und die Abstimmung mit Planern, ausführenden 
Firmen sowie bauherrnseitig eingebundenen Stellen. Die wahrscheinlichen Inbetriebnahmeter-
mine reichten vom Juli 2020 bis Oktober 2020. Der in Abb. 5.108 dargestellte Rahmentermin-
plan strukturiert sich im oberen Bereich in die Projektbereiche Terminal, Pier, Nord und Süd. 
Im unteren Bereich sind die für die Inbetriebnahme als Voraussetzung durchzuführenden Wirk-
prinzipprüfungen und Verbundtests enthalten, die Grundlage für die Durchführung der Schluss-
begehungen mit den Genehmigungsbehörden und letztlich auch für den Inbetriebnahmeablauf 
waren.  

Von Bedeutung für die realistische Einschätzung waren Referenzerfahrungen bei den Ge-
bäudeanlagen des Pier Süd gewesen, welche zu diesem Zeitpunkt kurz vor der Fertigstellung 
gestanden haben. In der Terminierung wurden differenzierte Ansätze für die problematischen 
Anlagengruppen und deren Freigabe vorgesehen. Auch zu diesem Zeitpunkt der Terminierung 
gab es noch einige gravierende Risiken, insbesondere im Hinblick auf die seinerzeitige Ein-
schätzung der Leistungsbereitschaft von Ausführungsfirmen im TGA-Bereich (Vgl. Untersu-
chungsbericht 2021, S. 212). Besonderes Augenmerk lag auf der Einschätzung der Durchfüh-
rung der Wirkprinzipprüfung im August 2019 und die Nutzungsfreigabe durch das Bauord-
nungsamt im April 2020. Ebenfalls eingebunden war der TÜV im Hinblick auf die Möglichkeit 
die Wirkprinzipprüfung im April/Mai 2019 beginnen zu können. Die Durchführung der Wirk- 
und Prinzipprüfung ist Voraussetzung für die Ausstellung der Bescheinigung über die ord-
nungsgemäße Beschaffenheit und Betriebssicherheit der technischen Anlage im Sinne des § 76 
Abs. 1 Nr. 4 BBbgBO bis August 2019. Von November 2019 bis Februar 2020 sollte die Ab-
nahme der Gebäude durch das Bauordnungsamt erfolgen, die Ende Februar 2020 mit der Ertei-
lung der Nutzungsfreigabe abgeschlossen sein sollte. In der Folge sollte der Orat-Betrieb von 
März bis September 2020 stattfinden. 
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Abb. 5.106 Rahmenterminplan 
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Prozessablauf Sachverständigenprüfungen  

Nachdem der Rahmenterminplan Ende 2017 verbindlich durch den Aufsichtsrat freigegeben 
wurde, musste ein strukturierter Prozess bis zur Anlagenfreigabe und damit als Voraussetzung 
für baurechtlich geforderte Wirkprinzipprüfung geschaffen werden. Diese Prozessschritte sind 
in Abb. 5.107 dargestellt. Der Strukturablauf beginnt mit dem Abschluss der Phase Planen und 
Bauen und damit Fertigstellungsmeldung der Firmen anschließend sind die Anlage in Betrieb 
zu setzen (Phase 1) und in ihrer Funktion zu testen (Phase 2). Die Wirkprinzipprüfungen und 
Verbundtests prüfen die jeweiligen Anlagen auf das Funktionieren einer Gesamtwirkung und 
auch die Bewältigung verschiedener Szenarien der Nutzung. Zwischen dem Beginn der Wirk-
prinzipprüfung (Phase 3) und der Inbetriebnahme (Phase 8) liegen die Nutzungsfreigabe des 
Bauordnungsamtes, die VOB-Abnahmen, der Mieterausbau und Prüfung der Mietflächen, das 
Inbetriebnahmeprogramm gemäß Orat bis hin zum kommerziellen Erstflug. 

Dieser Ablauf stellte sich im Rückblick als sehr störungsanfällig dar, da immer wieder auf-
tauchende Mängel zu erneuten Prüfschleifen führten. Die Komplexität erhöhte sich insofern, 
dass die übergeordneten Sachverständigen eine Ablaufplanung vorhielten, die nicht von heute 
auf morgen gravierend umgestellt werden konnte.  

 

 
Abb. 5.107 Prozessmodell Sachverständigenprüfung bis zur Inbetriebnahme 

 

5.14.2.6 Schlussfolgerungen  

Die dargestellten Ursachen und Problembereiche des BER zeigen deutlich auf, wie sich diese 
in der konkreten Ausprägung auf die Abläufe auswirken können. Besonders problematisch ist 
die Tatsache, dass Ursachen im dargestellten Umfang zu irreversiblen Abläufen im Projekt füh-
ren, die auch nur eingeschränkt schadlos beseitigt werden können.  

Aus der Erfahrung in der Wahrnehmung des Aufsichtsratsmandates hat der Herausgeber 
diesbezüglich folgende Schlussfolgerungen gezogen. Diese decken sich partiell mit denjenigen, 
die im Ergebnisbericht des Untersuchungsausschusses beschrieben wurden (Vgl. Untersu-
chungsbericht 2021, S. 461 ff). 
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1. Der Bauherr hat Änderungen zu einem Zeitpunkt angeordnet, ohne terminliche  
Auswirkungen auf Planung und Bau hinreichend eingeschätzt zu haben. 

2. Der Generalplaner war in der Gesamtaufgabe der internen Koordination der Fach-
planer, insbesondere der technischen Ausrüstung überfordert. Die Durchführung der 
Änderungen führte zu einem deutlichen Anstieg der Komplexität und einer weiteren 
Überforderung des Generalplaners. 

3. Die Geschäftsführung hat sich im Aufsichtsrat im Hinblick auf die Terminentwick-
lung in Zusammenhang mit den durchgeführten Änderungen nicht durchsetzen kön-
nen. 

4. Durch die Kündigung des Generalplaners entstand ein Know-how-Verlust, der in 
der weiteren Projektabwicklung nicht ausreichend kompensiert werden konnte. 

5. Die Folgen aus dem Scheitern der Inbetriebnahme 2012 wurden im Hinblick auf die  
weiteren notwendigen Abläufe nicht ausreichend analysiert und entschieden. Inso-
fern war es ein Fehler, die begonnene Bestandsermittlung über bestehende Mängel 
in Planung und Ausführung nicht abgeschlossen zu haben. 

6. Die Projektleitung des Flughafens war in der Wahrnehmung der bauherrnrelevanten 
Aufgabe überfordert und nicht wirkungsvoll genug. 

7. Der Aufsichtsrat hatte in der ersten Phase des Projektes bis 2012 und auch bis 2017 
zu wenig bautechnischen Sachverstand für Großprojekte in seinen Reihen.  

8. Nach dem Scheitern des Projektes in 2012 hätte ein externes Controlling eingesetzt 
werden müssen. Stattdessen wurden Unternehmensberater in operative Bauherrn-
funktionen unter der Führung der GF eingesetzt. 

9. Politische Hierarchiekonflikte in Gesellschafter- bzw. Aufsichtsgremien sollten ver-
mieden werden. 

10. Die Abwicklung von Großprojekten sollte durch eine mit eigenem Budget ausge-
statteten Projektgesellschaft erfolgen. Diese Projektgesellschaft sollte nicht nur für 
den Bau, sondern auch für die Planung verantwortlich sein und insoweit alle Leis-
tungsphasen der HOAI abbilden. 
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